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(Nr. 12133.) Beſchluß über die Bildung eines Landesgeſundheitsrats für Preußen. Vom 
30. April 1921. . 


Es wird ein Landesgeſundheitsrat gebildet, der am 1. Juli 1921 ſeine Tätig⸗ 
keit beginnt. An dieſem Tage werden die wiſſenſchaftliche Deputation für 
das Medizinalweſen (Königliche Order vom 16. Dezember 1808), die techniſche 
Kommiſſion für die pharmazeutiſchen Angelegenheiten (Inſtruktlon vom 
27. Oktober 1849) und der Apothekerrat (Allerhöchſte Verordnung vom 
29. April 1896) aufgehoben, deren Geſchäfte vom Landesgeſundheitsrate mit 
erledigt werden. Für den Landesgeſundheitsrat gelten folgende Vorſchriften: 


i 81. 

Der Landesgeſundheitsrat iſt eine Behörde zur Beratung des Staats⸗ 
miniſteriums, insbeſondere des Miniſters für Volkswohlfahrt in allen Fragen des 
öffentlichen Geſundheitsweſens und der ſozial-hygieniſchen Fürſorge ſowie in den 
damit zuſammenhängenden Angelegenheiten der ärztlichen, zahnärztlichen und 
pharmazeutiſchen Wiſſenſchaft. Er iſt zugleich Gutachterausſchuß für ärztliche 
Fragen in Rechtsſtreitigkeiten. 2 

Der Landesgeſundheitsrat hat im beſonderen a 

a) ſich über alle ihm vom Minifter für Volkswohlfahrt zur Begutachtung 
vorgelegten Fragen vom Standpunkte der öffentlichen Geſundheitspflege, 
der geſundheitlichen Fürſorge und der ärztlichen, zahnärztlichen und 
pharmazeutiſchen Wiſſenſchaft aus zu äußern ſowie die ihm vom Miniſter 
für Volkswohlfahrt auf Erſuchen der Gerichtsbehörden aufgetragenen 
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ärztlichen Gutachten zu erſtatten. Die Gutachten auf Erſuchen der 
Gerichtsbehörden ſind nur zu erſtatten, wenn bereits ein anderer Gut⸗ 
achter über die zu begutachtende Frage gehört worden ift; 

b) aus eigenem Antriebe dem Miniſter Vorſchläge zur Abſtellung von 
Mängeln zu machen, die auf den Gebieten der öffentlichen Geſundheits⸗ 
pflege und der Geſundheitsfürſorge beſtehen; auch neue Maßnahmen in 
Anregung zu bringen, die ihm geeignet erſcheinen, die Aufgaben der 
Medizinalabteilung zu fördern. 


$ 2. 
Der Landesgeſundheitsrat befteht aus: 

a) dem Präſidenten und feinem Stellvertreter; 

b) den Mitgliedern. 

Der Präſident, ſein Stellvertreter und die Mitglieder werden für einen 
Zeitraum von 5 Jahren vom Staatsminiſterium ernannt und bei ihrer Einführung 
durch den Miniſter für Volkswohlfahrt mittels Handſchlags an Eidesſtatt auf 
gewiſſenhafte Erfüllung ihrer Amtspflichten, insbeſondere auf amtliche Verſchwie⸗ 
genheit verpflichtet. Der Präſident, ſein Stellvertreter und die Mitglieder, ſofern 
ſie ſich zur Zeit ihrer Ernennung in einer amtlichen Stellung befanden, ſcheiden 
vor Ablauf ihrer Ernennungsperiode aus, ſobald ſie aufhören in amtlicher Stellung 
zu ſein. 


§ 3. 

Zu den Verhandlungen über einzelne Gegenſtände können außerdem Sach⸗ 
verſtändige, deren Teilnahme von dem Landesgeſundheitsrat, einem Ausſchuß oder 
dem Präſidenten für zweckmäßig gehalten wird, von dieſem mit Genehmigung 

des Miniſters für Volkswohlfahrt zugezogen werden. 

Die Sachverſtändigen haben beratende Stimme. 


§4. 
Der Landesgeſundheitsrat tagt in ſeiner Geſamtheit oder in Ausſchüſſen. 
Ausſchüſſe werden gebildet für: 
a) das Heilweſen einſchließlich der Aus⸗ und Fortbildung der Arzte, Zahn⸗ 
ärzte, Apotheker und der übrigen Medizinalperſonen; 
b) das Geſundheitsweſen Nahrungsmittel, Wohnungshygiene, Waſſer⸗ 
verſorgung, Beſeitigung der Abfallſtoffe uſw.); 
e) die Seuchenbekämpfung; 
d) die e = 
e) die gerichtliche und ſoziale Medizin ſowie die gerichtliche iatrie / 
f) die Geſundheitsfürſorge (Soziale re. j 2 
8) die Gewerbehygiene und die geſundheitliche Arbeiterfürſorge, 
h) die Schulgefundheitspflege; 
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i) das Bevölkerungsweſen und die Raſſenhygiene; 
E) die Prüfung der Arzte zur Erlangung der Befähigung für die An⸗ 
ſtellung als beamteter Arzt. 
Der Miniſter für Volkswohlfahrt iſt befugt, noch andere Ausſchüſſe nach 
Bedarf zu bilden und beſtimmte Geſchäfte beſonderen Unterausſchüſſen zu über⸗ 
tragen. 
85. 

Der Präſident teilt die Mitglieder den Ausſchüſſen und Anterausſchüſſen 
für die Dauer ihrer Ernennungsperiode zu. 

Zu den Sitzungen der einzelnen Ausſchüſſe und Unterausſchüſſe können 
Mitglieder anderer Ausſchüſſe und Unterausſchüſſe zugezogen werden, auch kann 
der Präſident die gemeinſame Tagung mehrerer Ausſchüſſe anordnen. 


86. 

Die Einberufung des Landesgeſundheitsrats in ſeiner Geſamtheit bedarf 
der Genehmigung des Miniſters für Volkswohlfahrt. Dieſer kann auch die Ein⸗ 
berufung eines Ausſchuſſes oder Unterausſchuſſes anordnen. Im übrigen beſtimmt 
der Präſident, ob eine Angelegenheit einem Ausſchuß oder mehreren Ausſchüſſen 
zu unterbreiten iſt. 


7, 

Der Präſident verteilt den Arbeitsſtoff, ernennt die Berichterſtatter aus 
der Zahl der Mitglieder oder Sachverſtändigen, beraumt die Sitzungen an, erläßt 
die Einladungen hierzu unter Mitteilung der Tagesordnung ſowie nötigenfalls 
der zur Erläuterung dienenden Vorlagen und leitet die Verhandlungen. Im Falle 
ſeiner Behinderung tritt ſein Stellvertreter ein. Bei den Sitzungen der Aus⸗ 
ſchüſſe kann ſich der Präſident durch ein Ausſchußmitglied in der Leitung dauernd 
vertreten laſſen. 

88. 

Die Tagung des Landesgeſundheitsrats in ſeiner Geſamtheit iſt öffentlich, 
ſofern nicht aus beſonderem Anlaſſe für die ganze Sitzung oder für Teile der⸗ 
ſelben die Offentlichkeit ausgeſchloſſen wird. 

Die Sitzungen der Ausſchüſſe ſind nicht öffentlich. 


. 
Die Beſchlüſſe werden durch die Mehrheit der Abſtimmenden gefaßt, 
Stimmengleichheit gilt als Ablehnung. b g 
Abweichende Vota ſind auf Antrag in die Niederſchrift aufzunehmen, 
ebenſo Anträge, die zwar nicht eine Mehrheit, aber doch mehr als ein Drittel 
der ſtimmberechtigten Teilnehmer auf ſich vereinigt haben. 
59* 
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910. 


Über den Gang der Verhandlungen iſt eine Niederſchrift aufzunehmen. 
Der Miniſter für Volkswohlfahrt beſtimmt denjenigen Beamten, der die Nieder- 
ſchrift mit Hilfe des erforderlichen Perſonals aufnimmt, ebenſo werden die Büro— 
und Schreibarbeiten des Landesgeſundheitsrats im Büro des Miniſteriums für 
Volkswohlfahrt erledigt 

Rh 

Die Mitglieder des Landesgeſundheitsrats erhalten Gebühren, Anweſenheits— 
geld oder Reiſekoſtenvergütung nach beſonderer Anweiſung des Miniſters für 
Volkswohlfahrt und des Finanzminiſters. 


912. 


Im übrigen regelt ſich der Geſchäftsgang des Landesgeſundheitsrats nach 
einer Geſchäftsordnung, die der Miniſter für Volkswohlfahrt erläßt. 


813. 


Der Miniſter für Volkswohlfahrt wird mit der Ausführung dieſes Be 
ſchluſſes beauftragt. 


Berlin, den 30. April 1921. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Stegerwald. Fiſchbeck. am Zehnhoff. Becker. 
Dominicus. Warmbold. Saemiſch. 


(Nr. 12134.) Beſchluß über die Bildung gerichtsärztlicher Ausſchüſſe in den Provinzen. 
Vom 30, April 1921. EN | . 


ür jede Provinz wird ein Gerichtsärztlicher Ausſchuß gebildet, der am 1. Juli 1921 
ſeine Tätigkeit beginnt. 


Für den Gerichtsärztlichen Ausſchuß gelten folgende Vorſchriften: 

$1. 

Der Gerichtsärztliche Ausſchuß ift eine wiſſenſchaftlich und techniſch rat⸗ 
gebende, kollegiale Behörde mit der Aufgabe, die gutachtliche Tätigkeit im Fache 
der gerichtlichen Medizin für die Gerichte und Verwaltungsbehörden nach den 
von dem Miniſter für Volkswohlfahrt im Einverſtändniſſe mit dem Juſtiz⸗ und 
Finanzminiſter zu erlaſſenden näheren Anweiſungen auszuüben. i 


0 


82. : 
Der Gerichtsärztliche Ausſchuß beſteht aus dem Regierungs⸗ und Medizinalrat 
am Sitze des Oberpräſidenten als Vorſitzendem, einem Gerichtsarzt als ſtändigem 
Mitglied und einem dritten Mitgliede, das aus einer Reihe dazu beſonders er⸗ 
nannter ärztlicher Sachverſtändigen der Provinz je nach Lage des Falles zu⸗ 
gezogen wird. 
83. 


Der Gerichtsärztliche Ausſchuß hat feinen Sitz am Amtsſitze des Oberpräſi⸗ 
denten und iſt dem Oberpräſidenten unterſtellt. f 

Die Mitglieder des Gerichtsärztlichen Ausſchuſſes erhalten Gebühren, An⸗ 
weſenheitsgeld oder Reiſekoſtenvergütung nach beſonderer Anweiſung des Miniſters 
für Volkswohlfahrt, des Juftiz und Finanzminiſters. 

Die Koſten dieſer Einrichtung werden aus der Staatskaſſe inſoweit beſtritten, 
als ſie nicht durch Gebühren gedeckt werden. i 


84. 

Mit den nach § 1 zu erlaſſenden Anweiſungen hat der Minifter für Volks- 
wohlfahrt die näheren Beſtimmungen über die Ernennung der Mitglieder, deren 
Amtsbezeichnung ſowie den Dienſtbetrieb und den Geſchäftsgang der gerichts⸗ 
ärztlichen Ausſchüſſe zu treffen. i 

85 


Die Provinzial⸗Medizinalkollegien (§ 20 der Verordnung wegen verbeſſerter 
Einrichtung der Provinzialbehörden vom 30. April 1815 — Geſetzſamml. S. 85 —) 
werden mit dem 1. Juli 1921 aufgehoben. 

Berlin, den 30. April 1921. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Stegerwald. Fiſchbeck. am Zehnhoff. Becker. 
Dominicus. Warmbold. Saemiſch. 


Nr. 12135.) Erlaß der Miniſter für Volkswohlfahrt, für Handel und Gewerbe und für Land- 
wirtſchaft, Domänen und Forſten, betreffend Anwendung des vereinfachten 
Enteignungsverfahrens bei der Anlage von Rieſelfeldern durch die Stadt 
Rieſenburg. Vom 30. April 1921. 


Auf Grund des § 1 der Verordnung, betreffend ein vereinfachtes Enteignungs⸗ 
verfahren, vom 11. September 1914 (Geſetzſamml. S. 159) in der Faſſung der 
Nachträge vom 27. März 1915 Geſetzſamml. S. 57), vom 25. September 1915 
Geſetzſamml. S. 141), vom 15. Auguſt 1918 Geſetzſamml. S. 144) und des 
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Geſetzes vom 21. September 1920 (Gejegjamml. S. 437) wird beſtimmt, daß das 
vereinfachte Enteignungsverfahren nach den Vorſchriften dieſer Verordnung bei der 
Ausübung des der Stadt Rieſenburg durch Erlaß vom heutigen Tage zur Aus⸗ 
führung von Rieſelfeldern für die ſtädtiſche Kanaliſation verliehenen Enteignungs⸗ 
rechts Anwendung zu finden hat. 


Berlin, den 39. April 1921. 


Zugleich für die Miniſter 
für Handel und Gewerbe und für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 


Der Miniſter für Volkswohlfahrt. 
Im Auftrage 
Gottſtein. 


Mr. 12136.) Erlaß der Miniſter für Handel und Gewerbe und des Innern, betreffend An- 
wendung des vereinfachten Enteignungs verfahrens zugunſten des der Halleſchen 
Pfännerſchaft, Aktiengeſellſchaft in Halle (Saale), gehörigen Braunkohlen⸗ 
bergwerkes Pfännerhall bei Braunsdorf im Kreiſe Querfurt. Vom 9. Mai 1921. 


Au Grund des § 1 der Verordnung, betreffend ein vereinfachtes Enteignungs⸗ 
verfahren, vom 11. September 1914 (Geſetzſamml. S. 159) in der Faſſung der 
Verordnungen vom 27. März 1915 (Geſetzſamml. S. 57) und vom 15. Auguſt 1918 
Geſetzſamml. S. 144) ſowie des Geſetzes vom 21. September 1920 (Geſetzſamml. 
S. 437) wird beſtimmt, daß das vereinfachte Enteignungsverfahren nach den Vor⸗ 
ſchriften dieſer Verordnung bei der Ausübung des Enteignungsrechts Anwendung 
zu finden hat, das der Halleſchen Pfännerſchaft, Aktiengeſellſchaft in Halle (Saale), 
zum Swecke des Hinausrückens der Abraumböſchung nebſt Berme ihres Braun- 
kohlenbergwerkes Pfännerhall bei Braunsdorf im Kreiſe Querfurt und zu einer 
Wegeverlegung durch Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom heutigen 
Tage verliehen iſt. 


Berlin, den 9. Mai 1921. 


Der Miniſter Der Minifter des Innern. 
für Handel und Gewerbe. Im Auftrage 
Im Auftrage Rathenau. 
Reuß. 


Se 


(Nr. 12137.) Erlaß der Minifter für Handel und Gewerbe und des Innern, betreffend An⸗ 
wendung des vereinfachten Enteignungsverfahrens zugunſten des der Ge⸗ 
werkſchaft Gute Hoffnung in Groß Kayna im Kreiſe Weißenfels gehörigen 
Braunkohlentagebaues bei Roßbach im Kreiſe Querfurt. Vom 11. Mai 1921. 


Auf Grund des $ 1 der Verordnung, betreffend ein vereinfachtes Enteignungs⸗ 
verfahren, vom 11. September 1914 Geſetzſamml. S. 159) in der Faſſung der 
Verordnungen vom 27. März 1915 Geſetzſamml. S. 57) und vom 15. Auguſt 
1918 Geſetzſamml. S. 144) ſowie des Geſetzes vom 21. September 1920 (Ge 
ſetzſaamml. S. 437) wird beſtimmt, daß das vereinfachte Enteignungsverfahren 
nach den Vorſchriften dieſer Verordnung bei der Ausübung des Enteignungs⸗ 
rechts Anwendung zu finden hat, das der Gewerkſchaft Gute Hoffnung in Groß 
Kahna im Kreiſe Weißenfels zur Erweiterung ihres Braunkohlentagebaues bei 
Roßbach im Kreiſe Querfurt durch Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums 
vom heutigen Tage verliehen iſt. 


Berlin, den 11. Mai 1921. 


Der Miniſter Der Miniſter des Innern. 
für Handel und Gewerbe. Im Auftrage 
Im Auftrage Meiſter. 
Voelkel. 
Berichtigung. 


In dem Geſetze über die Entſchädigung der Mitglieder und des Präſidenten 
des Preußiſchen Landtags vom 23. April 1921 iſt auf Seite 361 über die 
beiden unterſten Zeilen zu ſetzen: „§ 2.“ 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) ſind 
bekanntgemacht: 

1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 16. März 1921, 
betreffend die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadt Köln für 
die Anlegung eines Stadtparkes in Köln⸗Deutz, durch das Amtsblatt der 
Regierung in Köln Nr. 16 S. 105, ausgegeben am 16. April 1921; 

2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 16. März 1921, 
betreffend die Verleihung des Enteignungsrechts an die Grube Leopold 
bei Edderitz, Aktiengeſellſchaft, für die Anlegung einer Abraumhalde für 
die aufzuſchließende, der Aktiengeſellſchaft gehörige Braunkohlengrube Lud⸗ 
wig bei Paupitzſch, durch das Amtsblatt der Regierung in Merſeburg 
Nr. 17 S. 109, ausgegeben am 23. April 1921; 
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3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 17. März 1921, 
betreffend die Verleihung des Enteignungsrechts an die Gemeinde Reckling⸗ 
hauſen Land im Kreiſe Recklinghauſen Land für die Anlage eines Gemeinde⸗ 
friedhofs, durch das Amtsblatt der Regierung in Münſter Nr. 15 S. 131, 
ausgegeben am 9. April 1921; 

4. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 18. März 1921, 
betreffend die Verleihung des Enteignungsrechts an den Kreis Oſterburg 
für die Anlagen zur Leitung und Verteilung des elektriſchen Stromes inner⸗ 
halb des Kreiſes, durch das Amtsblatt der Regierung in Magdeburg 
Nr. 15 S. 131, ausgegeben am 9. April 1921; 

5. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 19. März 1921, 
betreffend die Genehmigung der vom außerordentlichen 57. Generallandtage 
der Oſtpreußiſchen Landſchaft beſchloſſenen Anderungen der Satzung der Lebens⸗ 
verſicherungsanſtalt der Oſtpreußiſchen Landſchaft, durch die Amtsblätter 

der Regierung in Königsberg Nr. 17 S. 157, ausgegeben am 
23. April 1921, 

der Regierung in Gumbinnen Nr. 17 S. 142, ausgegeben am 

= 23. April 1921, i 
der Regierung in Allenſtein Nr. 17 S. 103, ausgegeben am 23. April 
1921, und 

der Regierung in Marienwerder Nr. 17 S. 91, ausgegeben am 
23. April 1921 

6. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 21. März 1921, 
betreffend die Verleihung des Enteignungsrechts an die Elektrizitäts⸗Genoſſen⸗ 
ſchaft Oberledingerland, eingetragene Genoſſenſchaft mit unbeſchränkter 
Haftung in Ihrhove, für den Bau des elektriſchen Leitungsnetzes im Kreiſe 
Leer, durch das Amtsblatt der Regierung in Aurich Nr. 16 S. 81, aus⸗ 
gegeben am 16. April 1921; 5 

7. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 31. März 1921, 
betreffend die Verleihung des Enteignungsrechts an das Baſaltwerk Rhein⸗ 
Naſſau, G. m. b. H. in Limburg (Lahn), für die Fortführung des Bafalt- 
ſteinbruchs in der Gemarkung Wilſenroth, durch das Amtsblatt der Re⸗ 
gierung in Wiesbaden Nr. 18 S. 127, ausgegeben am 30. April 1921; 

8. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 8. April 1921, be⸗ 
treffend die Verleihung des Enteignungsrechts an die Gewerkſchaft Michel 
in Groß Kayna im Kreiſe Weißenfels für die Erweiterung der Abraum⸗ 
halde des der Gewerkſchaft gehörigen Braunkohlenbergwerkes Michel bei 
Groß Kayna, durch das Amtsblatt der Regierung in Merſeburg Nr. 18 
S. 113, ausgegeben am 30. April 1921. 


8 Redigiert im Büro des Staatsminiſteriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
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Zeitungsgebühr feſtgeſezt. Der Preis für einzelne Stücke beträgt 50 Pfennig für den Bogen, für die Hauptſachverzeichniſſe 
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